
  
 

 
 
 
Antrag  
 
 
 
 
 
 
 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Stadtrat 16.12.2009 öffentlich 
Entscheidung 
 

Sozial-, Gesundheits- und Gleichstel-
lungsausschuss 

21.01.2010 öffentlich 
Vorberatung 
 

Ausschuss für Finanzen, städtische Be-
teiligungsverwaltung und Liegenschaf-
ten 

16.02.2010 öffentlich 
Vorberatung 
 
 

Stadtrat 28.04.2010 
26.05.2010 

öffentlich 
Entscheidung 
 

 
Betreff: Antrag der SPD-Stadtratsfraktion zur Einbe ziehung des Stadtrates bei 

Veränderungen der Richtlinie zu den Kosten der Unte rkunft (KdU) 
  
Beschlussvorschlag:                                          
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Bei Veränderungen der Richtlinie zu den Kosten der Unterkunft (KdU) für die Stadt Halle sind 
künftig die zuständigen Ausschüsse für Soziales, Planung und Finanzen einzubeziehen. Zu-
sätzlich ist ein Mal jährlich in den o. g. Ausschüssen über die Auswirkungen der Richtlinie 
Bericht zu erstatten. 
 
gez. Johannes Krause  
Fraktionsvorsitzender 
 
Begründung:                                                                                                                                    
Zum 1. Oktober dieses Jahres sind deutliche Veränderungen an der Richtlinie zu den KdU 
durch die Stadtverwaltung vorgenommen worden. Lediglich im Sozialausschuss gab es dazu 
einige Informationen. Von Seiten Betroffener, von Beratungsstellen, aber auch von Seiten 
des Netzwerkes Stadtumbau wurden das Verfahren und das Ergebnis kritisiert. Mit Blick auf 
künftige Veränderungen und damit verbundene Auswirkungen sollte ebenso wie in einer 
Reihe von Landkreisen in Sachsen-Anhalt eine intensive Befassung in den Ausschüssen des 
Stadtrates ermöglicht werden. Daneben sollte mit einer jährlichen Berichterstattung an die 
Ausschüsse sichergestellt werden, dass rechtzeitig Informationen über Auswirkungen der 
Richtlinie den Stadtrat erreichen. 

TOP: 
Vorlagen-Nummer:  V/2009/08495 
Datum:   25.11.2009 
Bezug-Nummer.   
Kostenstelle/Unterabschnitt:  
Verfasser:   Herr Johannes Krause 
Plandatum:        



 
Die Stellungnahme der Verwaltung lautet:  
 
Es wird empfohlen dem Antrag der SPD Fraktion zuzustimmen. 
Damit ist regelmäßig über Änderungen sowie einmal jährlich über die Auswirkungen der Ar-
beitshilfe Kosten der Unterkunft im Sozial-, Gesundheits- und Gleichstellungsausschuss, im 
Ausschuss für Finanzen, städtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften zu berich-
ten. 
 
 
 
 
 
 
Tobias Kogge 
Beigeordneter 
 


